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Kommentar
Dorothee Torebko
zum Vorschlag eines Freedom Day

D ie Pandemie hat das Land in
Ungeimpfte und Geimpfte
gespalten. Bei Eltern, Leh-
rern, Pflegenden ist die Ge-

duld zu Ende, die Kraft erschöpft. Da
wirkt der Vorschlag des Chefs der
Kassenärztlichen Bundesvereinigung,
Andreas Gassen, einen Tag der Frei-
heit zu bestimmen, verführerisch. Am
letzten Oktobertag sollten alle
Corona-Beschränkungen aufgehoben
werden, fordert er. Die Ungeimpften
würden dann ihrem Schicksal überlas-
sen. Ein riskantes Manöver. Doch den
Versuch ist es wert.

Grundrechtseinschränkungen sind
nur dann zu rechtfertigen, wenn eine
kritische Infektionslage herrscht und
eine Überlastung des Gesundheitssys-
tems droht. Das ist derzeit nicht der
Fall. Sicherlich besteht die Gefahr,
dass sich mit einer Öffnung auch wie-
der mehr infizieren. Die Angst vor
sich füllenden Krankenhäusern und

fehlenden Beatmungsgeräten ist groß.
Gassen kalkuliert jedoch, dass das Ri-
siko geringer sein wird als angenom-
men. Er spekuliert darauf, dass ein
Freiheitstag Millionen Menschen zum
Impfen bringt und die Impfquote von
63 auf 70 Prozent steigen lässt. Damit
wären mehr Menschen geschützt.

Man muss nicht ganz so weit gehen
wie Gassen, sondern könnte eine
Bedingung stellen. Wenn bis Ende
Oktober 70 Prozent geimpft sind, gibt
es einen Freiheitstag. Zusätzlich
müsste die 2G-Regel verstärkt in
Clubs, Restaurants und Theatern zum
Einsatz kommen. Statt einer Impfwo-
che sollte es einen Impfmonat geben.
Auch eine Corona-Prämie müsste
noch einmal diskutiert werden. Die
wäre sicherlich günstiger als ein
Lockdown. Der Freiheitstag wird kein
Allheilmittel sein. Doch es ist an der
Zeit, alles auszureizen, was möglich
ist – auch diese Option.

Einen Versuch wert

Kassenärzte-Chef Andreas Gassen hatte amWochenen-
de im Interview mit der „Neuen Osnabrücker Zeitung“ die
Politik in Deutschland aufgefordert, sich Großbritannien
zum Vorbild zu nehmen. Dort waren am 19. Juli fast alle Co-
rona-Beschränkungen aufgehoben und der sogenannte
„Freedom Day“ gefeiert worden. In Großbritannien sei das
Gesundheitssystem nach Aufhebung der Maßnahmen
nicht kollabiert. „Das muss Mut machen“, sagte er. Die Poli-
tik müsse eine klare Ansage machen: „In sechs Wochen ist
auch bei uns ,Freedom Day‘! Am 30. Oktober werden alle
Beschränkungen aufgehoben!“ Das ließe allen, die wollten,
genug Zeit, sich noch impfen zu lassen.

Für seinen Vorstoß erntete Gassen massive Kritik aus
der Politik. So bezeichnete der SPD-Gesundheitspolitiker
Karl Lauterbach Gassens Vorschlag auf Twitter als „nicht
ethisch vertretbar“. Aber auch die Deutsche Stiftung Pati-
entenschutz hält die Idee für abwegig. dpa/afp

STICHWORT FREEDOM DAY
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Berlin. Olaf Scholz kam durch die
Hintertür. Es gehört zu den klei-
nen Gemeinheiten des SPD-Kanz-
lerkandidaten, dass er dieMitglie-
der des Finanzausschusses des
Bundestags bis zur letzten Minu-
te im Ungewissen ließ, ob er sich
zu ihrer Sondersitzung am Mon-
tag zur Razzia in seinem Bundes-
finanzministerium nur per Video
zuschalten lassen würde. Doch
letztlich sagte er Wahlkampfauf-
tritte in Tübingen und Nürtingen
ab und stand den Bundestagsab-
geordneten persönlich Rede und
Antwort.

Worumgeht es?Der Anti-Geldwä-
sche-Einheit FIU, die zum Zoll
und damit zum Einflussbereich
des Finanzministeriums gehört,
wird schlechte Arbeit vorgewor-
fen. Sie soll Bank-Meldungen

über Millionenüberweisungen
nach Afrika nicht oder zu spät an
die Staatsanwaltschaft weiterglei-
tet haben, weshalb der Verdacht
der Terrorfinanzierung nicht
nachverfolgt werden konnte. Auf
der Suche nach den Verantwort-
lichen ließ die Staatsanwaltschaft
Osnabrück auch das Bundesfi-
nanzministerium durchsuchen,
obwohl dort keine Beschuldigten
sitzen.

Brachte die Sitzung neue Erkennt-
nisse? Es sei deutlich geworden,
wie viele Baustellen es bei der
Geldwäsche gebe, sagte der
FDP-Finanzpolitiker Florian Ton-
car. Scholz betonte zwar erneut,
wie wichtig ihm die Bekämpfung
sei. Er habe das Personal der FIU
von 160 auf 500 Mitarbeiter auf-
gestockt. Aber offenbar arbeite-

ten sie schlecht. Zwar haben sich
die Verdachtsmeldungen bei der
FIU von 2017 bis 2020 auf 144 000
mehr als verdoppelt. Aber die
Zahl derMeldungen an die Staats-
anwaltschaft sackte ab, zitierte
die „FAZ“ aus einer Studie.

In der Kriminalstatistik tauch-
ten weiter nur etwa zehn Fälle pro
Jahr auf. Scholz musste zugeben,
dass er kein einziges Mal mit dem
FIU- Chef gesprochen oder die
Behörde in Köln besucht habe.
Das Problem der Geldwäsche sei
in den letzten Jahren unterschätzt
worden, und dafür sei der Minis-
ter an erster Stelle verantwort-
lich, kritisierte der AfD-Abgeord-
nete Kay Gottschalk. Scholz be-
tonte, für operative Fragen bei der
FIU sei er nicht zuständig.

Gibt es Neues zuWirecard und zum
Cum-Ex-Skandal? Auch in diesen
Fällen hätten Aufsichtsbehörden,
für die Scholz zuständig ist, ihren
Job nicht gemacht, kritisierte die
Grünen-Finanzpolitikerin Lisa
Paus. Die Grünen-Kanzlerkandi-
datin Annalena Baerbock hatte
ihn im Triell am Sonntag aufge-
fordert, ein bisher geheim gehal-
tenes Sitzungsprotokoll offenzu-
legen. Scholz beruft sich bei Ge-
sprächen mit dem Chef der War-
burg-Bank in der Zeit als Erster
Bürgermeister in Hamburg auf
Erinnerungslücken. Dabei geht es
um Millionen-Steuernachforde-
rungen, die der Bank zunächst er-
lassen wurden. Dieter Keller

Olaf Scholzweist jede
Verantwortung von sich
Finanzminister Der SPD-Kanzlerkandidat bestreitet vor dem
Finanzausschuss Fehler im Kampf gegen die Geldwäsche. Er
verweist darauf, dass er das Personal der Behörde aufgestockt hat.

Bundesfinanz-
minister Olaf
Scholz kam
doch persönlich
zur Sondersit-
zung des Fi-
nanzausschus-
ses des
Bundestags.
Foto: Carsten Ko-
all/dpa

Berlin. Der Ex-Generalsekretär
der Caritas, Georg Cremer, will
das Sozialystem entwickeln. Er
fordert bessere Zugänge.

ImWahlkampfwird nicht viel über
soziale Ungleichheit und Benachtei-
ligung diskutiert.
Georg Cremer: Natürlich dominie-
ren im Bundestagswahlkampf
Themen der Mitte und in der so-
zialpolitischen Debatte dominiert
eigentlich immer der Aspekt der
Umverteilung.

Wennman Ihr neues Buch „Sozial
ist, was starkmacht“ liest, würden
Sie aber etwas anders empfehlen...
Ich bin in keiner Weise gegen ei-
nen umverteilenden Sozialstaat.
Wir haben eine Marktwirtschaft
und diese Marktwirtschaft er-
zeugt Ungleichheit und damit
diese Ungleichheit nicht zu groß
wird, brauchen wir ein System
der Umverteilung. Geld allein
aber kann Gerechtigkeit nicht er-
zwingen.

Was hilft stattdessen?
Ich setze auf einen Befähigungs-
ansatz. Was also ist erforderlich,

damit alle Menschen ihre Poten-
ziale entfalten können und Hand-
lungsoptionen für ein gelingen-
des Leben entwickeln? Wenn wir
dem Zufall der Geburt entgegen-
wirken wollen, dann kann das
eben nicht alleine mit Umvertei-
lung geschehen, sondern dazu
braucht es ein besser verzahntes
Bildungs- und Sozialsystem.

Sie berufen sich auf ein Konzept des
Nobelpreisträgers Amartya Sen...
Der Befähigungsansatz ist über-
wiegend für Entwicklungsländer
genutzt worden. Aber er kann
auch in Deutschland produktiv
genutzt werden, den Diskurs über
soziale Gerechtigkeit zu erwei-
tern. Es geht nicht allein um
Chancengerechtigkeit. In einem
engen Verständnis bedeutet das
ja letztlich nur, dass der Zugang
zu Ausbildungsmöglichkeiten
oder Jobs nach Leistung erfolgt.
Die Frage ist aber, wie Menschen
überhaupt in die Lage kommen,
etwas leisten zu können. Tut das
Sozial- und Bildungssystem das
Mögliche, dass auch Kinder aus
armen und benachteiligten Fami-
lien ihre Fähigkeiten entfalten

können? Der internationale Ver-
gleich zeigt: Da ist mehr möglich.

Was passiert bei den Schulen?
Keine Partei kann es sich leisten,
das Gymnasium anzutasten. Man
könnte aber die nicht-gymnasia-
len Schulformen deutlich besser
ausstatten: mit Personal, mit
mehr Förderunterricht, Unter-
richt in Kleingruppen, einer en-
geren Verzahnung mit der Sozial-
arbeit, kleinere Klassen. Dann
würde die nicht-gymnasiale
Schulform attraktiv, vielleicht so-
gar für Eltern aus dem bildungs-
bürgerlichenMilieu. Das setzt na-
türlich voraus, dass die bürgerli-
che Mitte akzeptiert, dass Kinder
aus benachteiligtenMilieus mehr
Ressourcen erhalten als ihre ei-
genen Kinder.

Wie sollen Menschen sich im Sozial-
system zurechtfinden?
Der Sozialstaat ist komplex, viel-
fältige Zuständigkeiten erschwe-
ren die Orientierung. Es gibt Ko-
operationsblockaden. Sie abzu-
bauen, wäre eine dringende Re-
formaufgabe nach der
Bundestagswahl. Guido Bohsem

„Da istmehrmöglich“
Befähigung Bildung muss Kinder sozial Abgehängter erreichen,
fordert der ehemalige Generalsekretär der Caritas, Georg Cremer.

Corona-Auflagen
Trommeln für
FreedomDay
Berlin. Der Chef der Kassenärzt-
lichen Bundesvereinigung, An-
dreas Gassen, hofft bei Festlegung
eines Datums für das Ende aller
Corona-Maßnahmen auf eine hö-
here Impfquote. Er denke, dass
dann „viele Menschen zusätzlich
Motivation schöpfen“, sich imp-
fen zu lassen, sagte Gassen im
ZDF-“Morgenmagazin“. Er hatte
einen solchen „FreedomDay“ und
die Aufhebung aller Schutzmaß-
nahmen zum 30. Oktober gefor-
dert. afp
Stichwort und Kommentar

Burundi
Mehr als 100 000
Klimaflüchtlinge
Nairobi. Im ostafrikanischen Bu-
rundi haben die Folgen des Kli-
mawandels über 100000 Men-
schen in die Flucht getrieben.
„Über 84 Prozent aller Binnen-
vertriebenen in Burundi sind
nicht durch Konflikte, sondern
durch Naturkatastrophen vertrie-
ben worden“, heißt es in einem
Bericht der britischen Hilfsorga-
nisation Save the Children, der
amMontag veröffentlicht wurde.
Größtes Problem ist demnach der
Anstieg des Tanganjikasees, des
zweitgrößten Sees in Afrika. afp

Leitartikel
Igor Steinle
zur Debatte über ein mögliches Digitalminsterium

D arüber, dass Deutsch-
land digital einigen
Nachholbedarf hat, müs-
sen nicht mehr viele
Worte verbraucht wer-
den. Funklöcher, Faxge-

räte und langsames Internet sind für
viele Bürger ein steter Quell des Är-
gers, für Unternehmen auf dem Land
existenzbedrohend. Um den Rück-
stand aufzuholen, schlagen FDP und
Union in ihren Wahlprogrammen ein
Digitalministerium vor. Das wäre al-
lerdings wenig hilfreich.

So ist die schleppende Digitalisie-
rung der deutschen Verwaltung vor
allem dem föderalen System geschul-
det. Schaut man sich ein Schaubild
mit den Zuständigkeiten der verschie-
denen Ebenen für das Mammutpro-
jekt an, bei dem Kanzleramt, Ministe-
rien, Staatskanzleien, Kommunen,
Landkreise, Datenschützer und viele
mehr beauftragt sind, bis 2022 die 575
wichtigsten Verwaltungsdienstleis-
tungen auch digital anzubieten, kann
einem leicht schwindlig werden.

Sich vorzustellen, dass ein Digital-
ministerium die Befugnis bekäme,
durch all diese Ebenen durchzuregie-
ren und Ländern vorzuschreiben, wie
sie mit ihren hoheitlichen Aufgaben
umzugehen haben, verlangt einem
dann doch sehr viel Fantasie ab. Das
ohnehin komplizierte föderale Ge-
flecht würde mit einer zusätzlichen
Bundesbehörde noch unübersichtli-
cher werden.

Ähnlich verhält es sich mit dem
schleppenden Ausbau des Glasfaser-
netzes. Hier muss man sich eingeste-
hen, dass die Fehler der Vergangen-
heit nicht wiedergutzumachen sind.
1981 beschloss die sozialliberale Re-
gierung unter Helmut Schmidt in ei-
nem auf 30 Jahre ausgelegten Plan,
Westdeutschland komplett mit Glasfa-
serkabeln auszustatten. Ein Jahr spä-
ter legte die Regierung Kohl die Pläne
auf Eis, um stattdessen leistungs-

schwache Kupferkabel fürs Privatfern-
sehen zu verlegen.

Auch Geld hilft da nicht mehr wei-
ter: Viele Milliarden an Fördermitteln
liegen für Glasfaserkabel bereit, abge-
rufen wird von den Kommunen nur
ein Bruchteil. Mit weniger Bürokratie
und mehr Personal in leistungsfähige-
ren Verwaltungen könnte der Prozess
zwar bestimmt etwas beschleunigt
werden. Doch selbst dann würden
ausgelastete Tiefbauunternehmen den
Ausbau bremsen. Das erklärte Ziel
der Großen Koalition, bis 2025 auch
den letzten Winkel der Republik ans
Hochgeschwindigkeitsnetz anzu-
schließen, ist schlichtweg utopisch.
Manche Fachleute wären schon glück-
lich, wenn es noch in diesem Jahr-
zehnt gelänge.

Besser als ein neues Ministerium
wäre es, die Koordinierung zwischen
Bund, Ländern und Kommunen zu
stärken, um wenigstens die Verwal-
tung rascher zu digitalisieren. Der
Normenkontrollrat, ein Gremium, das
den Prozess seit Jahren kritisch be-
gleitet, schlägt vor, den mit der Koor-
dinierung befassten Beauftragten für
Informationstechnik politisch zu stär-
ken, indem dieser direkt vom Kanzler
ernannt würde. Schaden würde es si-
cherlich auch nicht, wenn diesen Pos-
ten eine Person mit politischem Ge-
wicht innehätte. Diesen Vorschlag
sollte eine künftige Regierung in Er-
wägung ziehen, bevor sie noch eine
Behörde ins Leben ruft.

leitartikel@swp.de

Keine neue Behörde!

Hilfreich wäre eine
bessere

Koordination zwischen
Bund, Ländern und
Kommunen.
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